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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 57/10 B 
 
L 8 R 991/07 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 7 RA 6995/04 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………… 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Mai 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 28. Januar 2010 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28.1.2010 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch der Klägerin auf Ge-

währung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim BSG 

Beschwerde eingelegt. Sie rügt einen Verstoß des LSG gegen seine Sachaufklärungspflicht. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Beschwerdebegründung vom 7.5.2010 genügt den gesetzli-

chen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungsgrund des Verfahrens-

mangels gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen eines Verfahrensmangels begehrt, muss in der Begrün-

dung der Nichtzulassungsbeschwerde die bundesrechtliche Verfahrensnorm, die das Beru-

fungsgericht verletzt haben soll, hinreichend genau bezeichnen. Zudem müssen die tatsächli-

chen Umstände, welche den Verstoß begründen sollen, substantiiert dargetan und darüber hin-

aus muss dargestellt werden, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf diesem Verfahrens-

mangel beruhen kann (vgl Senatsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 

RdNr 4; BSG vom 19.11.2007 - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 4). Dabei ist zu beachten, 

dass gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ein Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung 

der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann und dass die Rüge einer 

Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur statthaft ist, wenn sie sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt, das LSG habe die ihm obliegende Sachaufklärungspflicht und damit § 103 

SGG verletzt. Es hätte sich - von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus - dazu gedrängt 

fühlen müssen, sowohl den medizinischen Sachverhalt, insbesondere im Hinblick auf ihre We-

gefähigkeit, gerade aufgrund der Feststellung des Sachverständigen Dr. D.    , als auch den 

Sachverhalt bezüglich des Berufsbildes der Direktionssekretärin und der konkreten Ausgestal-

tung dieses Berufsbildes weiter aufzuklären. Letzteres wäre ohne Weiteres beispielsweise 

durch Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme der Bundesagentur für Arbeit möglich 

gewesen. 

 

Das Vorbringen der Klägerin erfüllt nicht die besonderen Darlegungsvoraussetzungen für eine 

Sachaufklärungsrüge. Zur Darlegung eines derartigen Verfahrensmangels muss die Beschwer-

debegründung (1) einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zuletzt auf-

rechterhaltenen Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) die Rechtsauffas-

sung des LSG wiedergeben, auf deren Grundlage bestimmte Tatfragen klärungsbedürftig 

hätten erscheinen müssen, (3) die von dem Beweisantrag betroffenen Tatumstände aufzeigen, 
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die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) das voraussichtliche Ergebnis der 

unterbliebenen Beweisaufnahme angeben und (5) erläutern, weshalb die Entscheidung des 

LSG auf der unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann (BSG vom 14.4.2009 - SozR 

4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8; BSG vom 29.3.2007 - SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11; BSG 

vom 19.11.2007 - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5). 

 

Die Klägerin hat bereits keinen prozessordnungsgerecht gestellten Beweisantrag iS des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG iVm § 118 Abs 1 Satz 1 SGG, § 403 ZPO bezeichnet. Zudem hat sie 

es unterlassen darzulegen, dass sie einen solchen Antrag bis zuletzt aufrechterhalten habe. 

Nach Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG soll die Sachaufklärungsrüge die Re-

visionsinstanz nur dann eröffnen, wenn das Tatsachengericht vor seiner Entscheidung durch ei-

nen Beweisantrag ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist, dass ein Beteiligter die 

Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht (vgl BSG vom 

24.5.1993 - SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; BSG vom 18.12.2000 - SozR 3-1500 § 160 Nr 31 

S 52). Zu entsprechenden Ausführungen in der Beschwerdebegründung hätte vorliegend schon 

deshalb Veranlassung bestanden, weil das LSG ohne mündliche Verhandlung entschieden hat, 

was das Einverständnis der Beteiligten zu dieser Vorgehensweise erfordert (§ 153 Abs 1, § 124 

Abs 2 SGG). Denn wer im Berufungsverfahren schriftlich einen Beweisantrag stellt, 

anschließend aber vorbehaltlos sein Einverständnis zu einer Entscheidung ohne mündliche 

Verhandlung durch Urteil erklärt, wird nämlich grundsätzlich so behandelt, als hätte sich der 

Beweisantrag erledigt (vgl Senatsbeschluss vom 14.12.1999 - B 13 RJ 219/99 B - Juris RdNr 7; 

BSG vom 31.5.2000 - B 2 U 142/00 B - Juris RdNr 5; BSG vom 1.9.1999 - SozR 3-1500 § 124 

Nr 3 S 4). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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